Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


eg Nr. 24. ä 


— — np namen 


Suhalt: Geſetz, betreffend die Ablöſung der auf Grund des $. 46 der Wegeordnung für die Provinz Sachſen 
vom 11. Juli 1891 ſeitens des Staates an die genannte Provinz zu zahlenden Rente, S. 213. — 
Geſetz, betreffend die Beſetzung der Subaltern⸗ und Unterbeamtenftellen in der Verwaltung der 
Kommunalverbände mit Militäranwärtern, S. 214. — Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der 
Lehrer an den nichtſtaatlichen öffentlichen höheren Schulen, S. 219. — Verordnung wegen 
Abänderung der Verordnung vom 25. Mai 1887, betreffend die Einrichtung einer ärztlichen Standes⸗ 
vertretung, S 222. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die 
Regierungs Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden t., S. 223. 


(Nr. 9556.) Geſetz, betreffend die Ablöſung der auf Grund des §. 46 der Wegeordnung für die 
Provinz Sachſen vom 11. Juli 1891 ſeitens des Staates an die genannte 
Provinz zu zahlenden Rente. Vom 14. Juli 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


$. I. 

Behufs Ablöſung der auf Grund des $. 46 der Wegeordnung für die 
Provinz Sachſen vom 11. Juli 1891 (Geſetz-Samml. S. 316 ff.) ſeitens des 
Staates an die genannte Provinz zu zahlenden Rente wird die Staatsregierung 
ermächtigt, eine Summe bis zu 13 190 643 Mark durch Verausgabung eines 
entſprechenden Betrages von Schuldverſchreibungen flüſſig zu machen. 


9.2. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins— 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld» 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Gefeg-Samml. 1892. (Nr. 95569557.) 42 


Ausgegeben zu Berlin den 16. Auguſt 1892. 
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Im Uebrigen kommen 1 Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 
(Geſetz⸗Samml. S. 1197) zur Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben an Bord Meiner Yacht „Kaiſeradler“, Skorö, den 14. Juli 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 
Thielen. Boſſe. 


(Nr. 9557.) Geſetz, betreffend die Beſetzung der Subaltern- und Unterbeamtenftellen in 
der Verwaltung der Kommunalverbände mit Militäranwärtern. Vom 
21. Juli 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xx. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den geſammten 
Umfang der Monarchie, was folgt: 


§. 1. 

Die Eubaltern» und Unterbeamtenſtellen in der Verwaltung der Kommunal⸗ 
verbände, jedoch ausſchließlich der Forſtverwaltung, ſind gemäß den nachſtehenden 
Beſtimmungen mit Militäranwärtern zu beſetzen. 

Militäranwärter im Sinne dieſes Geſetzes iſt jeder dem Preußiſchen Staate 
angehörige und aus dem Preußiſchen Reichsmilitärkontingente hervorgegangene 
Inhaber des Civilverſorgungsſcheins. Die unter Preußiſcher Verwaltung ſtehen⸗ 
den außerpreußiſchen Kontingente und die Kaiſerliche Marine ſind in dieſer Be⸗ 
ziehung dem Preußiſchen Kontingente gleichgeſtellt. 


§. 2. 

Die Subaltern⸗ und Unterbeamtenſtellen in denjenigen Landgemeinden und 
ländlichen Kommunalverbänden, welche weniger als 2000 Einwohner haben, 
unterliegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht. Es können jedoch bezüglich der 
Kriegsinvaliden durch Königliche Verordnung, von welcher dem Landtage bei 
ſeinem nächſten Zuſammentritt Mittheilung zu machen iſt, die Subaltern⸗ und 
Unterbeamtenſtellen in dieſen Landgemeinden und Kommunalverbänden der Vor⸗ 
ſchrift des $. 1 unterworfen werden. 
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$. 3. 

Ausſchließlich mit Militäranwärtern ſind zu beſetzen: 

1) die Stellen im Kanzleidienſt, einſchließlich derjenigen der Lohnſchreiber, 
ſoweit deren Inhabern die Beſorgung des Schreibwerks und der damit 
zuſammenhängenden Dienſtverrichtungen obliegt, 

2) ſämmtliche Stellen, deren Obliegenheiten im Weſentlichen in mechaniſchen 
Dienſtleiſtungen beſtehen. 


F. 4. 
Mindeſtens zur Hälfte mit Militäranwärtern ſind zu beſetzen die Stellen 
der Subalternbeamten im Büreaudienſt, jedoch mit Ausnahme 
1) derjenigen Stellen, für welche eine beſondere wiſſenſchaftliche oder tech— 
niſche Vorbildung erfordert wird, 
2) der Stellen derjenigen Kaſſenvorſteher, welche eigene Rechnung zu legen 
haben, ſowie derjenigen Kaſſenbeamten, welche Kaſſengelder einzunehmen, 
zu verwahren oder auszugeben haben. 


§. 5. 

In welchem Umfange die nicht unter die $$. 3 und 4 fallenden Subaltern⸗ 
und Unterbeamtenſtellen mit Militäranwärtern zu beſetzen ſind, iſt unter Berück⸗ 
ſichtigung der Anforderungen des Dienſtes und unter ſinngemäßer Zugrunde⸗ 
legung der für die Reichs- und Staatsbehörden jeweilig geltenden Verzeichniſſe 
über die den Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen zu beſtimmen. 


§. 6. 

Inſoweit in Ausführung der $$. 4 und 5 einzelne Klaſſen von Subaltern⸗ 
und Unterbeamtenſtellen den Militäranwärtern nicht mindeſtens zur Hälfte vor⸗ 
behalten werden können, hat nach Möglichkeit ein Ausgleich in der Weiſe ſtatt— 
zufinden, daß andere derartige Stellen deſſelben Kommunalverbandes in entſprechen⸗ 
der Zahl und Beſoldung vorbehalten werden. 

Unter einer Klaſſe im Sinne dieſes Geſetzes iſt die Geſammtheit der bei 
einem kommunalen Verbande beſchäftigten Beamten zu verſtehen, deren dienſtliche 
Obliegenheiten ihrer Natur nach im Weſentlichen dieſelben ſind. 

Enthält eine Klaſſe nur eine Stelle, ſo bleibt dieſelbe den Militäranwärtern 
vorbehalten oder verſagt, je nachdem ſie unter Berückſichtigung der Anforderungen 
des Dienſtes zur Beſetzung mit einem Militäranwärter geeignet oder nicht 
geeignet iſt. 

NR 
Die den Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen können verliehen werden: 
1) an Offiziere und Dedoffiziere, welchen beim Ausſcheiden aus dem aktiven 
Dienſte die Ausſicht auf Anſtellung im 5 worden ift; 
Ar. 9557.) 4 
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2) ehemaligen Militäranwärtern, welche ſich in einer auf Grund ihrer Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche erworbenen etatsmäßigen Anſtellung befinden oder 
in Folge eingetretener Dienſtunfähigkeit in den Ruheſtand verſetzt 
worden find; 

3) ehemaligen Militärperſonen, welchen der Civilverſorgungsſchein lediglich 
um deswillen verſagt worden iſt, weil fie ſich nicht fortgeſetzt gut ge— 
führt haben, und welchen gemäß einer von der zuſtändigen Militär⸗ 
behörde ihnen ſpäter ertheilten Beſcheinigung eine den Militäranwärtern 
im Reichs⸗ oder Staatsdienſte vorbehaltene Stelle übertragen werden darf; 

4) ſonſtigen Perſonen, denen die Berechtigung zu einer Anſtellung landes⸗ 
herrlich verliehen worden iſt; 

5) ſolchen Beamten und Bedienſteten des betreffenden Kommunalverbandes, 
welche für ihren Dienſt unbrauchbar oder entbehrlich geworden ſind 
und einſtweilig oder dauernd in den Ruheſtand verſetzt werden müßten, 
wenn ihnen nicht eine den Militäranwärtern vorbehaltene Stelle ver- 
liehen würde. 


$. 8. 

Stellen, welche den Militäranwärtern nur theilweiſe (zur Hälfte, zu einem 
Dritttheil u. ſ. w.) vorbehalten ſind, werden bei eintretenden Vakanzen in einer 
dem Antheilsverhältniß entſprechenden Reihenfolge mit Militäranwärtern oder 
Civilperſonen beſetzt, und zwar ohne Rückſicht auf die Zahl der zur Zeit der Be 
jegung thatſächlich mit Militäranwärtern und Civilperſonen beſetzten Stellen. 

Wird die Reihenfolge auf Grund des F. 7 unterbrochen oder wird in Folge 
des F. 7 Nr. 5 eine ausſchließlich mit Militäranwärtern zu beſetzende Stelle mit 
einem Bedienſteten des Kommunalverbandes beſetzt, fo iſt eine Ausgleichung herbei 
zuführen. Dabei find Perſonen, deren Anſtellung auf Grund des F. 7 Nr. 4 
und 5 erfolgt, als Civilperſonen, Perſonen, deren Anſtellung auf Grund des 
§. 7 Nr. 1 bis 3 erfolgt, als Militäranwärter in Anrechnung zu bringen. 

In der Verſetzung oder Beförderung eines beſoldeten Subaltern» oder 
Unterbeamten auf eine andere nicht ausſchließlich mit Militäranwärtern zu be⸗ 
ſetzende beſoldete Subaltern- oder Unterbeamtenſtelle deſſelben Kommunalverbandes 
ſind die Kommunalverbände nicht beſchränkt. Wäre die auf ſolche Weiſe mit 
einer Civilperſon beſetzte Stelle der beſtehenden Reihenfolge nach mit einem Militärs 
anwärter zu beſetzen geweſen, ſo iſt eine Ausgleichung herbeizuführen. 


$. 9. 
Die Militäranwärter haben ſich um die von ihnen begehrten Stellen bei 
den Anſtellungsbehörden zu bewerben. 
Sie ſind zu Bewerbungen vor oder nach der Stellenerledigung ſo lange 
berechtigt, als ſie noch nicht eine etatsmäßige Stelle erlangt und angetreten 
haben, mit welcher ein penſionsfähiges Dienſteinkommmen von mindeſtens 
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900 Mark verbunden iſt. Bewerbungen um Stellen, welche nur im Wege des 
Aufrückens zu erlangen ſind, werden jedoch hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 


$. 10. 


Bewerbungen um noch nicht freigewordene Stellen ſind alljährlich zum 
1. Dezember zu erneuern, widrigenfalls dieſelben als erloſchen gelten. 


$. 11. 

Stellen, welche mit Militäranwärtern zu beſetzen ſind, müſſen im Falle 
der Erledigung, und wenn keine Bewerbungen von Militäranwärtern für dieſelben 
vorliegen, ſeitens der Anſtellungsbehörde der zuſtändigen Militärbehörde behufs 
der Bekanntmachung mittelſt Einreichung einer Nachweiſung bezeichnet werden. 

Iſt innerhalb ſechs Wochen nach der Bekanntmachung eine Bewerbung bei 
der Anſtellungsbehörde nicht eingegangen, ſo hat dieſelbe in der Stellenbeſetzung 
freie Hand. 

$. 12. 

Die den Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen dürfen, außer in dem 
Falle des $. 7, mit anderen Perſonen nicht beſetzt werden, ſofern ſich Militär ⸗ 
anwärter finden, welche zur Uebernahme der Stellen befähigt und bereit find. 
Es macht dabei keinen Unterſchied, ob die Stellen dauernd oder nur zeitweiſe 
beſtehen, ob mit denſelben ein etatsmäßiges Gehalt oder nur eine diätariſche oder 
andere Remuneration verbunden iſt, ob die Anſtellung auf Lebenszeit, auf Kündi⸗ 
gung oder auf Widerruf geſchieht. a 

Zu vorübergehender Beſchäftigung als Hülfsarbeiter oder Vertreter können 
jedoch auch Nichtverſorgungsberechtigte angenommen werden. 

In Anſehung derjenigen dienſtlichen Verrichtungen, für welche wegen ihres 
geringen, die volle Zeit und Thätigkeit eines Beamten nicht in Anſpruch nehmenden 
Umfanges und der Geringfügigkeit der damit verbundenen Remuneration beſondere 
Beamte nicht angenommen, welche vielmehr an Privatperſonen, an andere Be⸗ 
amte als Nebenbeſchäftigung oder an verabſchiedete Beamte übertragen zu werden 
pflegen, behält es hierbei fein Bewenden. Wenn ſich jedoch Militäranwärter 
ohne Aufforderung zu ſolchen dienſtlichen Verrichtungen melden, ſo ſind dieſelben 
vorzugsweiſe zu berückſichtigen. 

$. 13. 

Die Anſtellungsbehörden find zur Berückſichtigung von Bewerbungen nur 
dann verpflichtet, wenn die Bewerber eine genügende Befähigung für die frag⸗ 
liche Stelle beziehungsweiſe den fraglichen Dienſtzweig nachweiſen. Darüber, 
ob der Bewerber genügende Befähigung beſitzt, entſcheidet auf Beſchwerde die 
ſtaatliche Aufſichtsbehörde. 

Sind für gewiſſe Dienſtſtellen oder für gewiſſe Gattungen von Dienſt⸗ 
ſtellen beſondere Prüfungen (Vorprüfungen) vorgeſchrieben, jo hat der Militär 
anwärter auch dieſe Prüfungen abzulegen. Auch kann, wenn die Eigenthümlichkeit 

(Nr. 9557.) 
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des Dienſtzweiges dies erheiſcht, die Zulaſſung zu dieſer Prüfung oder die An⸗ 
nahme der Bewerbung überhaupt von einer vorgängigen informatoriſchen Be⸗ 
ſchäftigung in dem betreffenden Dienſtzweige abhängig gemacht werden, welche 
in der Regel nicht über drei Monate auszudehnen iſt. Ueber die Zuläſſigkeit 
einer informatoriſchen Beſchäftigung entſcheidet die ſtaatliche Aufſichtsbehörde. 

Die Anſtellung eines einberufenen Militäranwärters kann zunächſt auf 
Probe erfolgen oder von einer Probedienſtleiſtung abhängig gemacht werden. Die 
Probezeit darf vorbehaltlich der Abkürzung bei früher nachgewieſener Befähigung 
in der Regel höchſtens ſechs Monate, für den Dienſt der Straßen- und Waſſer⸗ 
bauverwaltung, mit Ausſchluß der im F. 3 bezeichneten Stellen, ein Jahr be 
tragen. Handelt es ſich um Anſtellungen im Büreau⸗ oder Kaſſendienſt, fo 
kann die Probezeit mit Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde unter Zu⸗ 
ſtimmung der zuſtändigen Militärbehörde ausnahmsweiſe bis auf die Dauer eines 
Jahres verlängert werden. Während der Anſtellung auf Probe iſt dem Anwärter 
das volle Stelleneinkommen, während der Probedienſtleiſtung eine fortlaufende 
Remuneration von nicht weniger als Dreiviertheil des Stelleneinkommens zu 
gewähren. 


$. 14. 

Welche Subaltern- und Unterbeamtenſtellen und, gegebenen Falls, in welcher 
Anzahl dieſelben gemäß den vorſtehenden Beſtimmungen den Militäranwärtern 
vorzubehalten find, hat die Kommunalaufſichtsbehörde feſtzuſtellen. Gegen dieſe 
Feſtſtellung iſt die Beſchwerde zuläſſig. Stellen, wegen deren eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung noch nicht ſtattgefunden hat, dürfen, inſofern nicht Militäranwärter zur 
Anſtellung gelangen, oder das in dieſem Geſetze bezüglich der Beſetzung der 
Stellen mit Militäranwärtern vorgeſchriebene Verfahren erledigt iſt, bis zu der 
erfolgten Feſtſtellung nur widerruflich beſetzt werden. Die Anſtellungsverhältniſſe 
der Inhaber von ſolchen Stellen, welche gemäß den vorſtehenden Beſtimmungen 
den Militäranwärtern vorzubehalten, dagegen ohne Verletzung der bisherigen Be 
ſtimmungen an nicht Verſorgungsberechtigte übertragen worden ſind, bleiben 
hierdurch unberührt. Gleichfalls unberührt bleiben bereits erworbene Anſprüche 
von Militäranwärtern. 


Uebergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 


$. 15. 

Sind bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes Civilperſonen ſeit mindeſtens 
drei Jahren in Stellen, welche denſelben nach dem bisherigen Rechte ohne landes- 
herrliche Verleihung der Berechtigung zu einer Anſtellung nicht hätten übertragen 
werden dürfen, ſo können die Civilperſonen in dieſen Stellen belaſſen werden. 
Gehören dieſe Stellen zu denjenigen, welche gemäß den Vorſchriften des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes den Militäranwärtern theilweiſe vorbehalten ſind, ſo müſſen 
frei werdende Stellen den Militäranwärtern ſo lange und in ununterbrochener 
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Reihenfolge übertragen werden, bis der den Militäranwärtern vorbehaltene Theil 
erfüllt iſt. 


$. 16. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt am 1. Oktober 1892 in Kraft. 

Mit dieſem Zeitpunkte treten alle entgegenſtehenden Beſtimmungen, ins⸗ 
beſondere die Deklaration wegen Berückſichtigung invalider Militärperſonen bei 
Beſetzung ſtädtiſcher Poſten vom 29. Mai 1820 (Geſetz⸗Samml. S. 79), die 
Kabinetsorder, betreffend die Beſetzung der Kämmereirendanten- und Kommunal⸗ 
kaſſenrendantenſtellen, vom 1. Auguſt 1835 (Geſetz⸗»Samml. S. 179) und der 
Allerhöchſte Erlaß, betreffend die Verpflichtung der Stadtgemeinden in den neu 
erworbenen Landestheilen zur Beſetzung der beſoldeten ſtädtiſchen Unterbedienten- 
ſtellen mit verſorgungsberechtigten Militärinvaliden, vom 22. September 1867 
(Geſetz⸗»Samml. S. 1667) außer Kraft. 

Der Miniſter des Innern und der Kriegsminiſter find mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt und erlaſſen die hierzu erforderlichen Anordnungen und 
Inſtruktionen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord Meiner Pacht „Kaiſeradler“, Drontheim, den 21. Juli 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. Thielen. 


(Nr. 9558.) Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer an den nichtſtaatlichen öffent 
lichen höheren Schulen. Vom 25. Juli 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landstages, für den Umfang 
der Monarchie, was folgt: 


80 1. 
Die für das Dienſteinkommen der Leiter und der wiſſenſchaftlichen Lehrer 
einſchließlich der Hülfslehrer an den ſtaatlichen höheren Schulen beim Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes geltenden Beſtimmungen finden in gleichem Maße Anwendung ber 
denjenigen öffentlichen höheren Schulen, welche von einer bürgerlichen Gemeinde 
als eine Veranſtaltung derſelben unterhalten werden. 
(Nr. 9557 — 9558.) 


GE 


Daſſelbe gilt bezüglich des Dienſteinkommens derjenigen an dieſen Schulen 
angeſtellten Zeichenlehrer, welche mindeſtens 14 Zeichenſtunden und 10 Stunden 
anderen Unterrichts in der Woche ertheilen. 

Die Beſoldung der übrigen techniſchen, Elementar- und Vorſchullehrer iſt 
innerhalb der für die entſprechenden Kategorien von Lehrern an den ſtaatlichen 
höheren Schulen beſtimmten Grenzen dergeſtalt feſtzuſtellen, daß dieſelbe hinter 
derjenigen der Volksſchullehrer in dem betreffenden Orte nicht zurückbleiben darf 
und ihnen außerdem eine nicht penſionsfähige Zulage von 150 Mark jährlich ge⸗ 
währt wird. Bei der Verſetzung des Lehrers an eine Volksſchule fällt dieſe Zur 
lage weg; die hierdurch eintretende Verminderung des Dienſteinkommens wird als 
eine Verkürzung des Dienſteinkommens im Sinne des $. 87 des Geſetzes, betreffend 
die Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten, vom 21. Juli 1852 (Geſegz⸗ 
Samml. S. 465) nicht angeſehen. 


Der bürgerlichen Gemeinde ſteht es frei, zu beſchließen, daß das Aufrücken 
der wiſſenſchaftlichen Lehrer im Gehalt ſtatt nach dem Syſtem der Dienſtalters⸗ 
zulagen nach Maßgabe des für die einzelne Anſtalt oder für mehrere Anſtalten 
zuſammen aufzuſtellenden Beſoldungsetats erfolgt. In dieſem Falle iſt für jede 
Stelle eines wiſſenſchaftlichen Lehrers neben dem Wohnungsgeldzuſchuſſe der 
Tariftlaſſe III das für einen ſtaatlichen Lehrer dieſer Art berechnete Durchſchnitts⸗ 
gehalt voll in den Etat einzuſtellen und auf die Geſammtzahl der Stellen inner 
halb der Sätze für das Mindeft- und das Höchſtgehalt in angemeſſenen Ab— 
ſtufungen zu vertheilen. 

Für die Leiter der Anſtalten und die vollbeſchäftigten Zeichenlehrer ($. 1 
zweiter Abſatz) kann die gleiche Ausnahme mit e Ein des Unterrichts- 
miniſters zugelaſſen werden, wenn nach ſeinem Ermeſſen Einrichtungen getroffen 
ſind, welche ein allmähliches Aufrücken der Leiter und Lehrer zum Höchſtgehalte 
in angemeſſenen Zwiſchenräumen geſtatten. 


. 

Die bürgerliche Gemeinde iſt verpflichtet, die zur Erfüllung der Beſtim⸗ 
mungen der $$. 1 und 2 erforderlichen Mittel bereit zu ſtellen, ſoweit dieſe nicht 
aus den eigenen Einnahmen der Anſtalt oder aus anderen dazu beſtimmten Fonds 
gedeckt werden. 

An den Beſugniſſen der Gemeinden, die Aufhebung der Anſtalt zu be⸗ 
ſchließen, wird nichts geändert. 

F. 4. 


Die vorftehenden Beſtimmungen der §8. 1 bis 3 finden auch bei denjenigen 
öffentlichen höheren Schulen ſinngemäße Anwendung, welche von anderen Korpo— 
rationen oder aus eigenem Vermögen oder aus anderen dazu beſtimmten Fonds 
zu unterhalten ſind. 

Die Beſchlußfaſſung über die Art des Aufrückens der Lehrer im Gehalt 
ſteht der nach den örtlichen Beſtimmungen hierzu berufenen Verwaltungsbehörde zu. 
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$. 5. 

Die bürgerlichen Gemeinden und ſonſtigen Korporationen u. ſ. w. ſind durch 
die Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes nicht behindert, das Dienſteinkommen 
der Lehrer an den von ihnen zu unterhaltenden Anſtalten in einer für die Lehrer 
günſtigeren als der oben beſtimmten Weiſe zu regeln. 

$. 6. 

Den Lehrern ſteht ein Rechtsanſpruch auf Bewilligung eines beſtimmten 
Dienſteinkommens, insbeſondere auf Feſtſtellung eines beſtimmten Dienſtalters 
oder auf ein Aufrücken im Gehalt nicht zu. 

Die Verſagung von Alterszulagen iſt nur bei e Dienſt⸗ 
führung zuläſſig und bedarf der Genehmigung des Provinzialſchulkollegiums. 


90 

Höhere Schulen im Sinne dieſes Geſetzes ſind die vom Unterrichtsminiſter als 
ſolche anerkannten oder anzuerkennenden Unterrichtsanſtalten, zur Zeit: Gymnaſien, 
e een „Oberrealſchulen, Progymnaſien, Realprogymnaſien und Real⸗ 
ſchulen. 

Solange eine ſtaatliche Oberrealſchule nicht vorhanden iſt, finden auf die 
Oberrealſchulen die für die ſonſtigen ſtaatlichen Vollanſtalten geltenden Gehalts- 
beſtimmungen Anwendung. 

$. 8. 

Wandelt eine Gemeinde, Korporation u. ſ. w. eine höhere Schule in eine 
ſolche mit veränderten Berechtigungen um, ſo erlangen die Leiter und Lehrer der 
Schule nicht die Befugniß, aus dem von ihnen bekleideten Amte auszuſcheiden. 
Jedoch iſt ihnen dasjenige Dienſteinkommen zu gewähren, welches ihnen zuſtehen 
würde, wenn die Umwandlung nicht erfolgt wäre. 

Unter Aufrechthaltung gleicher Beſoldungsanſprüche müſſen ſich die Lehrer 
an ſolchen von Gemeinden unterhaltenen höheren Schulen, deren Klaſſenbeſtand 
und Lehrkräfte verringert werden, die Verſetzung an eine von derſelben Gemeinde 
unterhaltene höhere Schule mit minderen Berechtigungen gefallen laſſen. 

$. 9. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1893 in Kraft. Die Gemeinden be 
ziehungsweiſe Korporationen u. ſ. w. können die Zahlung des erhöhten Dienft- 
einkommens bereits von einem früheren Zeitpunkt ab beſchließen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben an Bord Meiner Pacht „Kaiſeradler“, Bergen, den 25. Juli 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. Thielen. Boſſe. 
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ii. Be — 


(Nr. 9559.) Verordnung wegen Abänderung der Verordnung vom 25. Mai 1887, betreffend 
die Einrichtung einer ärztlichen Standesvertretung. Vom 21. Juli 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums unter Aufhebung des 
erſten Abſatzes des §. 3 der Verordnung vom 25. Mai 1887 (Geſetz⸗Samml. 
S. 169), was folgt: 

Zu den Sitzungen der Provinzial⸗Medizinal⸗Kollegien und der Wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Deputation für das Medizinalweſen, in denen allgemeine Fragen oder 
beſonders wichtige Gegenſtände der öffentlichen Geſundheitspflege zur Berathung 
ſtehen, oder in denen über Anträge von Aerztekammern beſchloſſen wird, ſind 
Vertreter der Aerztekammern als außerordentliche Mitglieder mit voller Stimme 
zuzuziehen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben an Bord Meiner Pacht „Kaiſeradler“, Drontheim, den 21. Juli 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. Thielen. Boſſe. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das am 9. Mai 1892 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Aland⸗ 
Sommerdeichverband durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 22 S. 199, ausge⸗ 
geben den 28. Mai 1892, 
der Königl. Regierung zu Lüneburg Nr. 27 S. 213, ausgegeben 
den 1. Juli 1892; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 30. Mai 1892, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Bürgermeiſterei Lohmar im Siegkreiſe zur 
Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zur Anlage eines Weges 
von der Beuel⸗Overather Provinzialſtraße bei Donrath bezw. Jabach 
durch das Jabachthal bis zur Siegburg-Mucher Provinzialſtraße bei 
Pohlhauſen in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 27 S. 297, ausgegeben 
den 6. Juli 1892; 


3) der am 3. Juni 1892 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zum Statut für 
die Deichgenoſſenſchaft Pietzkendorf vom 25. September 1889, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 29 S. 269, ausgegeben 
den 16. Juli 1892, 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 8. Juni 1892, betreffend die Genehmigung 
der neuen Satzungen für die Poſenſche Provinzial⸗Feuerſozietät, durch die 
Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 29 S. 249, ausgegeben den 
19. Juli 1892, 

der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 28 S. 301, ausgegeben 
den 14. Juli 1892, 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Juni 1892, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der ſeitens der Gemeinde Bad Soden am Taunus auf 
Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 8. Juni 1881 ausgefertigten 
Anleiheſcheine von 4½½ auf 4 Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Wiesbaden Nr. 27 S. 223, ausgegeben den 7. Juli 1892, 


6) der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Juni 1892, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Teltow für die von 
ihm gebaute Chauſſee von Schmöckwitz über Radeland, Zeuthen und 
Hankels Ablage nach Königs⸗Wuſterhauſen, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 30 S. 293, 
ausgegeben den 22. Juli 1892, 
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7) der am 17. Juni 1892 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statut 
der Genoſſenſchaft zur Entwäſſerung der Ottmarsbocholter Niederung und 
des Offerbach- Gebietes durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Münſter Nr. 31 S. 243, ausgegeben den 30. Juli 1892; 


8) der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Juni 1892 betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Akfiengeſellſchaft „Barmer Bergbahn“ zu 
Barmen, zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zur Er⸗ 
bauung und zum Betriebe einer ſchmalſpurigen Eiſenbahn von Barmen 
durch die Anlagen des Verſchönerungsvereins daſelbſt bis zum Ausſichts⸗ 
thurm ſowie einer daran anſchließenden Eiſenbahn nach Ronsdorf in An⸗ 
ſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Düſſeldorf Nr. 28 S. 455, ausgegeben den 16. Juli 1892 j 

9) der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Juni 1892, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Briefen für die Chauſſee 
von Briefen über Groß⸗Wallicz und Bahrendorf bis zur früheren Grenze 
des Kreiſes Strasburg, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Marienwerder Nr. 30 S. 217, ausgegeben den 28. Juli 1892 


10) die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 9. Juli 1892, betreffend den 
Erwerb und Betrieb der Eiſenbahn von Glaſow nach Berlinchen durch 
die Stargard ⸗Cüſtriner Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 31 S. 227, ausgegeben den 
3. Auguſt 1892. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerel. 
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